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Organisa ionssatz ng für die Freiwillige Feuerwehr in der Sai teemeinde Boffzen

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom

17.12.2010 (Nds. GVB1. S. 576), zuletzt geändert durch Art. I des Gesetzes vom 16.12.2013

(Nds. GVB1. S. 307) und der §§ 1 und 2 des Niedersächsischen B andschutzgesetzes

(NBrandSchG) vom 18.07.2012 (Nds. GVB1. S. 269), zuletzt geändert durch Art. 6 des

Gesetzes vom 12.12.2012. (Nds. GVB1. S. 589) hat der Rat der Samtgemeinde Boffzen am

12.07.2016 folgende Satzung für die Freiwillige Feuerwehr de  Samtgemeinde Boffzen

beschlossen:

§ 1 Orga isation und Auf aben

(1) Die Freiwillige Feuerwehr ist eine Einrichtung der Samtgemeinde Boffzen. Sie besteht

aus den zur Sicherstellung des Brandschutzes und de   ilfeleistung in den

Mitgliedsgemeinden Boffzen, Fürstenberg, Derental und Lauenförde sowie dem Ortsteil

Meinbrexen.

Die Ortsfeuerwehren Boffzen und Lauenförde sind als Stützpunktfeuerwehren (§ 1 Abs.

1 Nr. 2 FwVO) eingerichtet. Die Ortsfeuerwehren Fürstenberg, Derental und

Meinbrexen sind Grundausstattungsfeuerwehren.

§ 2 Leitung der Freiwilligen Feuerwehr

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Samtgemeinde wird von der Gemeindebrandmeisterin

oder dem Gemeindebrandmeister geleitet (§ 20 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG). Im

Verhinderungsfälle erfolgt die Ve tretung in allen Dienstangelegenheiten durch die

stellvertretende Gemeindebrandmeisterin oder den stellvertretenden

Gemeindebrandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der Freiwilligen

Feuerwehr.

(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Samtgemeinde erlassene
„Dienstanweisung für Gemeinde- und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr  zu

beachten.

§ 3 Leitung der Ortsfeuerwehr

(1) Die Ortsfeuerwehr wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister geleitet

(§ 20 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG). Im Verhinderungsfälle erfolgt die Vertretung in allen

Dienstangelegenheiten durch die stellvertretende Ortsbrandmeisterin oder den

stellvertretenden Ortsbrandmeister. Sie sind im Dienst Vorgesetzte der Mitglieder der

Ortsfeuerwehr.
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(2) Bei der Erfüllung der Aufgaben ist die von der Samtgemeinde erlassene

„Dienstanweisung für Gemeinde- und Ortsbrandmeister der Freiwilligen Feuerwehr  zu

beachten.

§ 4 Führungskräfte taktischer Feuerwehrei heiten

(1) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister bestellt aus den Angehörigen der

Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr nach deren Anhörung die entsprechend der

Welligliederung erforderlichen Führerinnen und Führer und stellvertretenden

Führerinnen und stellvertretenden Führer der taktischen Feuerwehreinheiten Zug,

Gruppe, Staffel und Trupp für die Dauer von drei Jahren.

(2) Die Führungskräfte der taktischen Einheiten sind im Dienst Vorgesetzte der

Angehörigen ihrer jeweiligen taktischen Einheit.

(3) Ortsbrandmeisterin oder Ortsbrandmeister können die Führungskräfte nach Maßgabe

des § 8 Abs. 7 der Verordnung über den Eintritt in den Dienst, die Gliederung nach

Dienstgraden und die Übertragung von Funktionen bei den Freiwilligen Feuerwehren

im Land Niedersachsen (FwVO) abberufen, wenn ein wichtiger Grund vo liegt. Ein

wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die Führungskräfte

1. die Dienstpflicht grob verletzt oder das Ansehen der Feuerwehr geschädigt haben,

2. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch ihr Verhalten erheblich gestört

haben oder

3. die Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben können.

Vor der Entscheidung über die Abberufung sind die Angehörigen der jeweiligen

taktischen Einheit der Ortsfeuerwehr und die betroffene Führungskraft anzuhören. Den

abberufenen Führungskräften wird der bisherige Dienstgrad belassen. Die

Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister sind über die beabsichtigten

Maßnahmen rechtzeitig schriftlich zu unterrichten.

§ 5 Gemeindekommando

(1) Das Gemeindekommando unterstützt die Gemeindebrandmeisterin oder den

Gemeindebrandmeister. Dabei obliegen dem Gemeindekommando insbesondere

folgende Aufgaben:

a) Vorbereitung der erforderlichen Maßnahmen zum Einsatz der Freiwilligen

Feuerwehr innerhalb der Samtgemeinde und zur Leistung von Nachbarschaftshilfe,

b) Mitwirkung bei Feststellung des Bedarfs an Anlagen, Mitteln einschl.

Sonderlöschmitteln und Geräten und technischen Einrichtungen für die

Brandbekämpfung und die Durchführung von Hilfeleistungen,
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c) Mitwirkung bei der Erstellung des Haushaltsvoranschlages der Samtgemeinde für

den Bereich Freiwillige Feuerwehr,

d) Mitwirkung bei der Aufstellung von örtlichen Alarm - und Einsatzplänen und Plänen

für die Löschwasserversorgung sowie deren laufende Ergänzung,

e) Mitwirkung bei der Ermittlung des Löschwasserbedarfs

t) Überwachung der laufenden Schulung der Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr

sowie Beratung bei deren Entsendung zu Lehrgängen,

g) Mitwirkung bei der Planung und Durchführung von Übungen,

h) Überwachung der Durchsetzung der Unfallverhütungsvorschriften und sonstiger

Sicherheitsbestimmun en,

i) Mitwirkung bei der Aufstellung einer Feuerwehrbedarfsplanung,

j) Mitwirkung bei der Erledigung von Auf aben nach § 2 Abs. 4 Nr. 3 NBrandSchG.

(2) Das Gemeindekommando besteht aus

a) der Ge eindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister als Leiterin oder

Leiter,

b) der stellveilretenden Gemeindebrandmeisterin oder dem stellvertretenden

Gemeindebrandmeister, den Ortsbrandmeisterinnen und den Ortsbrandmeistern, den

stellvertretenden Ortsbrandmeisterinnen und den stellvertretenden Ortsbrandmeistern

als Beisitzerinnen oder Beisitzer kraft Amtes,

c) der Gemeindejugendfeuerwehrwartin oder dem Gemeindejugendfeuerwehrwart , der

Schriftwartin oder dem Schriftwart, der Gemeindesicherheitsbeauftragten oder dem

Gemeindesicherheitsbeauftragten, der Gemeindeausbildungsleiterin oder dem

Gemeindeausbildungsleiter und der Gemeindeger tewartin oder dem

Gemeindege ätewart als Beisitzerin oder Beisitzer.

(3) Die Beisitzeri nen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c werden auf Vorschlag der in

Satz 1 Buchstabe a und b genannten Gemeindekommandomitglieder von der

Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindeb andmeister aus den Angehörigen der

Einsatzabteilung der F eiwilligen Feuerwehr bestellt. Die Trägerinnen und Träger

anderer Funktionen können als weitere stimmberechtigte Beisitzerinnen und Beisitzer

für die Dauer von sechs Jahren bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das

Gemeindekommando aufgenommen werden. Für das Bestellungsverfahren gilt Satz 1.

(4) Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister kann weitere Mitglieder

der Feuerwehr oder sachkundige Personen zu Sitzungen des Gemeindekommandos

zuziehen. Diese haben kein Stimmrecht.

(5) Die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister kann die Beisitzer nach

Absatz 2 Satz 1 Buchst, c und die Trägerinnen und Träger anderer Funktionen nach

Absatz 3, bei Vorlie en eines wichtigen Grundes nach Anhörung des

Gemeindekommandos vorzeitig abberufen.
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(6) Das Gemeindekommando wird von der Gemeindeb andmeisterin oder dem

Gemeindebrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr, mit

einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist

kann in dringenden Fällen angemessen verkürzt werden. Das Gemeindekommando ist

einzuberufen, wenn die Samtgemeinde oder meh  als die H lfte der

Gemeindekommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen.

(7) Das Gemeindekommando ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung

mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.

(8) Beschlüsse des Gemeindekommandos werden mit der Mehrheit der anwesenden

Mitglieder gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt.

Abweichend davon wird, wenn ein Mitglied des Gemeindekommandos es verlangt,

schriftlich abgestimmt.

(9) Über jede Sitzung des Gemeindekommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von

der Gemeindebrandmeisterin oder dem Gemeindebrandmeister und einem weiteren

Mitglied des Gemeindekommandos (Schriftwartin oder Schriftwart) zu unterzeichnen

ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Samtgemeinde zuzuleiten.

§ 6 Ortskoi maiulo

(1) Das Ortskommando unterstützt die Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister. Dem

Ortskommando obliegen auf der Ortsebene die in § 5 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a, b, d, e,

f, g, h und i aufgeführten Aufgaben.

(2) Das Ortskommando entscheidet über die Aufnahme von Mitgliedern in die Feuerwehr,

über die Auf- bzw. Übernahme eines Mitgliedes in eine andere Abteilung der

Ortsfeue wehr sowie über den Ausschluss eines Mitgliedes (§ 17).

(3) Das Ortskommando besteht aus

a) der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister als Leiterin oder Leiter,

b) der stellvertretenden Ortsbrandmeisterin oder dem stellvertretenden

Ortsbrandmeister,

c) den Führerinnen und Führern taktischer Feuerwehreinheiten (§ 4) als Beisitzerinnen

oder Beisitzer kraft Amtes,

d) der Jugendfeuerwel wartin oder dem Jugendfeuerwehrwart, der

Kinderfeuerwehrwartin oder dem Kinderfeuerwehrwart, der Schriftwartin oder dem

Schriftwart, der Gerätewartin oder dem Gerätewart und der oder dem

Sicherheitsbeauftragten als bestellte Beisitzerin oder Beisitzer mit Stimmrecht.

Die Beisitzerinnen und Beisitzer nach Satz 1 Buchstabe c und d werden von der

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister aus den Angehörigen der
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Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr auf Vorschlag der Mitgliederversammlung für die

Dauer von drei Jahren bestellt. Trägerinnen und Träger anderer Funktionen können  ls

weitere stimmberechtigte Beisitzerinnen und Beisitzer für die Dauer von drei Jahren

bzw. für die Dauer ihrer Amtszeit in das Ortskommando aufgenommen werden. § 5

Abs. 3 Satz 1 gilt entsprechend.

Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann die Beisitzer nach Absatz 3,

Satz 1, Buchst, c und d und Trägerinnen und Träger anderer Funktionen, bei Vorliegen

eines wichtigen Grundes nach Anhörung der Mitgliederversammlung vorzeitig

abberufen.

(4) Das Ortskommando wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister bei

Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr mit einwöchiger Ladungsfrist unter Angabe

der Tagesordnung einberufen. Die L dungsfrist kann in dringenden Fällen angemessen

verkürzt werden. Das Ortskommando ist einzuberufen, wenn die

Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister oder mei - als die Hälfte der

Ortskommandomitglieder dies unter Angabe des Grundes verlangen.  'Die

Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister können an allen Sitzungen

des Ortskommandos mit beratender Stimme teilnehmen. Für Beschlüsse des

Ortskommandos gelten § 5 Abs. 6 und 7 entsprechend.

(5) Über jede Sitzung des Ortskommandos ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeiste  und einem weiteren Mitglied des

Ortskommandos (Schrift wart in oder Schriftwart) zu unterzeichnen ist. Eine

Ausfertigung der Niederschrift ist der Samtgemeinde und der Gemeindebrandmeisterin

oder dem Gemeindebrandmeister zuzuleiten.

§ 7 Mitgliederversammlu g

(1) Die Mitgliederversammlung beschließt über die Angelegenheiten der Ortsfeuerwehr, für

die nicht die Gemeindebrandmeisterin oder der Gemeindebrandmeister, die

Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister, das Gemeindekommando oder das

Ortskomma do im Rahmen dieser Satzung oder anderer Vorschriften zuständig sind.

Insbesondere obliegen ihr

a) die Entgegennahme des Jahresberichtes (Tätigkeitsberichts),

b) die Entgegennahme des Berichtes über die Dienstbeteiligung,

c) die Entscheidung über die Berufung von Ehrenmitgliedern.

(2) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem

Ortsbrandmeister bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr, einberufen. Sie ist

einzuberufen, wenn die Samtgemeinde oder ein Drittel der aktiven Mitglieder der
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Ortsfeuerwehr dies unter Angabe des Grundes verlangen. Ort und Zeit der

Mitgliederversammlung sind mindestens zwei Wochen vorher ortsüblich unter

Mitteilung der Tagesordnung bekannt zu geben. An der Mitgliederversammlung soll

jeder Angehörige der Einsatzabteilung der Ortsfeuerwehr teilnehmen. Angehörige

anderer Abteilungen können teilnehmen.

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der Ortsbrandmeisterin oder dem

Ortsbrandmeister geleitet; sie ist beschlussfähig, unabhängig von der Zahl der

anwesenden stimmberechti ten (Abs. 4) Mitglieder.

(4) Jeder Angehörige der Einsatzabteilung hat eine Stimme, die nicht übertragen werden

kann (stimmberechti tes Mitglied). An ehörige anderer Abteilungen haben beratende

Stimme.

(5) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder

gefasst; Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. Es wird offen abgestimmt. Abweichend

davon wird, wenn ein stimmberechtigtes Mitglied es verlangt, eine schriftliche

Abstimmung durchgeführt.

(6) Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von der

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister und dem Schriftwart zu unterzeichnen

ist. Eine Ausfertigung der Niederschrift ist der Gemeindebrandmeisterin oder dem

Gemeindebrandmeister sowie der Samtgemeinde zuzuleiten.

§ 8 Verfahren bei Vorschlägen

( ) Über Vorschläge zur Besetzung von Funktionen, deren Besetzung durch die

Mitgliederversammlung erfol t, wird schriftlich abgestimmt. Ist nur ein Vorschlag

gemacht, wird, wenn niemand widerspricht, durch Zuruf ab estimmt. Vorgeschlagen

ist, wer die Mehrheit der Stimmen erhält.

(2) Wird eine Mehrheit nicht erreicht, so findet eine zweite Abstimmung statt, durch die das

Mitglied vorgeschlagen ist, für das die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei

Stimmengleichheit entscheidet das Los, das von der jeweiligen Leiterin oder dem

jeweiligen Leiter des Verfah ens zu ziehen ist.

(3) Über den der Samtgemeinde nach § 20 Abs. 4 NB andSchG abzugebenden Vorschlag

der in das Ehrenbeamtenverhältnis zu berufenden Führungskräfte

(Gemeindebrandmeisterin oder Gemeindebrandmeister, Oltsbrandmeisterin oder

Ortsbrandmeister sowie deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter) wird sch iftlich

abgestimmt. Wi d bei mehr als zwei Bewerberin en oder Bewerbern im ersten

Abstimmungsgang nicht die für den Vorschlag nach § 20 Abs. 5 NBrandSchG

erforderliche Mehrheit erreicht, so ist eine Stichabstimmung zwischen den beiden
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Bewerberinnen oder Bewerbern, auf die die meisten Stimmen entfallen sind,

durchzuführen. Wird die erforderliche Mehrheit wiederum nicht erreicht, können am

gleichen Tage erneute Abstimmungen durchgeführt werden.

§ 9 Angehörige der Einsatzabteilung

(1) Für den Einsatzdienst gesundheitlich geeignete Einwohnerinnen und Einwohner der

Samtgemeinde, die das 16. Lebensjahr, aber noch nicht das 63. Lebensjahr vollendet

haben, können Angehörige der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr werden.

Bei Minderjährigen ist die schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten

erforderlich. Angehöriger der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr kann auch

werden, wer der Einsatzabteilung der Freiwilligen Feuerwehr einer anderen Gemeinde

angehört und regelmäßig für Einsätze zur Verfügung steht (Doppelmitglied § 12 Abs. 2

NBrandSchG).

(2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an die für den Wohnsitz zuständige Ortsfeuerwehr zu

richten. Anträge von Doppclmitgliedern sind an die Ortsfeuerwehr zu richten, in deren

Bereich die regelmäßige Teilnahme an Einsätzen erfolgen soll. Die Samtgemeinde kann

ein Führungszeugnis und ein ärztliches Zeugnis über den Gesundheitszustand der

Bewerberinnen und Bewerber anfordern. Sie trägt die Kosten.

(3) Über die Aufnahme in die Einsatzabteilung entscheidet das Ortskommando (§ 6

Abs. 1). Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister hat die Samtgemeinde über

die Gemeindebrandmeisterin oder den Gemeindebrandmeister vor der Bekanntgabe der

Entscheidung über den Aufnahmeantrag zu unterrichten, soweit die Samtgemeinde

darauf nicht generell verzichtet hat.

(4) Nach erfolgreicher Ausbildung und einwandfreiem Verhalten im Dienst beschließt das

Ortskommando über die Bewährung in der Probezeit (§ 7 Abs. 2 FwVO).

(5) Die Zugehörigkeit zu einer Ortsfeuerwehr richtet sich bei Angehörigen der

Einsatzabteilung nach ihrem Wohnsitz. In Einzellallen kann das Gemeindekommando

eine hiervon abweichende Regelung treffen.

(6) Die Ortsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister kann Angehörige der

Altersabteilung, die die Altersgrenze gemäß NBrandSchG in der jeweils gültigen

Fassung, noch nicht vollendet haben und die die Voraussetzungen des § 12 Abs. 6

NBrandSchG erfüllen, an Übungsdiensten der Ortswehr teilnehmen lassen. Diese

Wehrmitglieder können im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen auch zu Einsätzen

herangezogen werden, wenn sie am Übungsbetrieb regelmäßig teilnehmen. Bei

Alarmierung über Funkmeldeempfänger sind diese Einsatzkräfte gesondert zu

alarmieren. Bei Alarmierung über Sirene gelten diese Einsatzkräfte als herangezogen.



Amtsblatt Nr. 15 vom 15.07.2016 -305 -

8

§ 10 An ehöri e der Altersabteilung

(1) Angehörige der Einsatzabteilung sind in die Altersabteilung zu übernehmen, wenn sie

das 63. Lebensjahr vollendet haben.

(2) Angehörige der Einsatzabteilung können auf ihren Antrag oder auf Beschluss des

Ortskommandos in die Altersabteilung übernommen werden, wenn sie den Dienst in der

Einsatzabteilung auf Dauer nicht mehr ausüben können.

(3) Angehörige der Altersabteilung dürfen bei dienstlichen Veranstaltungen Dienstkleidung

tragen.

(4) Angehörige der Altersabteilung können mit ihrem Einverständnis zu Diensten außerhalb

des Übungs- und Einsat dienstes herangezogen werden.

§ 11 Mit lie er der Kinder- und Jugendfeuer ehr n

(1) Kinder- und Ju endfeuerweh en können in jeder Ortsfeuerwehr eingerichtet werden.

(2) Kinder aus der Samtgemeinde können nach Vollendung des 6., aber noch nicht des 12.

Lebensjahres Mitglied in der Kinderfeuerwehr werden, wenn die schriftliche

Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(3) Jugendliche aus der Samtgemeinde können nach Vollendung des 10. Lebensjahres, aber

noch nicht des 18. Lebensjahres Mitglied in der Jugendfeuerwehr werden, wenn die

schriftliche Einwilligung der Erziehungsberechtigten vorliegt.

(4) Über die Aufnahme in die Kinder- oder Jugendfeuerwehr entscheidet das

Ortskommando auf Vorschlag der Kinder- oder Jugendfeuerwehr.

§ 12 Angehörige der Musikabteilung

(1) Musikabteilungen können eingerichtet werden.

(2) Die Zugehörigkeit zur Musikabteilung ist an besondere Voraussetzungen nicht

gebunden. Die Angehörigen der Musikabteilung müssen ihren Wohnsitz nicht in der

Samtgemeinde haben. Sie müssen keinen Einsatzdienst leisten.

(3) Über die Aufnahme entscheidet das Ortskommando.
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§ 13 Angehörige der Ehrenabteilung

Feuerweluniitglieder und sonstige Einwohnerinnen und Einwohner der Samtgemeinde, die

sich besondere Verdienste um den kommunalen Brandschutz und die Hilfeleistung erworben

haben, können auf Vorschlag des Ortskommandos nach Anhörung der Samtgemeinde und der

Gemeindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters durch die Mitgliederversammlung

zu Ehrenmitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr ernannt werden.

§ 14 Fördernde Mitglieder

Die Feuerwehr kann fördernde Mitglieder aufnehmen; über die Aufnahme entscheidet das

Ortskommando.

§ 15 Rech e  nd Pflichten

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung sind verpflichtet, die ihnen übertragenen

Aufgaben gewissenhaft auszuführen. Sie haben die von ihren Vorgesetzten im Rahmen

der Auf aben der Feuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen. Angehörige der

Einsatzabteihing, die aus persönlichen Gründen vorübergehend an der Teilnahme am

Einsatz- und Ausbildungsdienst verhindert sind, können auf Antrag durch die

Ortsbrandmeisterin oder den Ortsbrandmeister befristet beurlaubt werden. Während der

Dauer der Beurlaubung ruhen die Rechte und Pflichten als Angehöriger der

Einsatzabteilung.

(2) Die Mitglieder in der Kinder- und Jugendabteilung sollen an dem für sie vorgesehenen

Übungsdienst und sonstigen Veranstaltungen teilnehmen. Sie haben die im Rahmen der

Aufgaben der Kinder- und Jugendfeuerwehr gegebenen Anordnungen zu befolgen.

(3) Jedes Mitglied hat die ihm überlassenen Bckleidungs- und Ausrüstungsgegenstände

sowie die Geräte pfleglich und schonend zu behandeln. Bei vorsätzlicher und grob

fahrlässiger Beschädigung von Bckleidungs- und Ausrüstungsgegenständen sowie von

Geräten kann die Samtgemeinde den Ers tz des entstandenen Schadens verlangen.

Dienstkleidung darf außerhalb des Dienstes nicht getragen werden.

(4) Mitglieder, die Feuerwehrdienst verrichten, sind nach den gesetzlichen Bestimmungen

unfallversichert. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die „Unfallverhütungsvorschriften für

Feuerwehren  zu beachten. Tritt ein Unfall im Feuerwehrdienst ein, so ist dies

unverzüglich über die Ortsfeuerweh  der Samtgemeinde zu melden. Dies gilt auch für

Erkrankungen, die erkennbar auf den Feuerwehrdienst zurückzuführen sind.

(5) Stellt ein Mitglied fest, dass ihm wäh end des Feuerwehrdienstes ein Schaden an seinem

privaten Eigentum entstanden ist, so gilt Absatz 4 Satz 3 entsprechend.
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§ 16 Verleihung von Dienstgraden

(1) Dienstgrade dürfen an Angehörige de  Einsatzabteilung nur unte  Beachtung der §§ 8 ff
FwVO verliehen werden.

(2) Die Verleihung eines Dienstgrades innerhalb der O tsfeuerwehr bis zum Dienstgrad

„Ei'ste Hauptfeuerwehrfrau oder Erster Haupt teuer wehrmann  vollzieht die

O tsbrandmeisterin oder der Ortsbrandmeister. Die Verleihung bedarf der Zustimmung

der Gemeindebrandmeisterin oder des Gemeindebrandmeisters. Verleihungen ab

Dienstgrad „Löschmeisterin oder Löschmeiste “ vollzieht die Gemeindebrandmeisterin

oder der Gemeindebrandmeister. Die Verleihung eines Dienstgrades an

Funktionsträgerinnen und Funktionsträger der Gemeindefeuerwehr vollzieht die

Gemeindebrandmeiste in oder der Gemeindebrandmeister.

§ 17 Been i ung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch:

a) Austrittserklärung

b) Richterspruch, wenn dadurch die F higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
ve loren wu de

c) Auflösung der Freiwilligen Feuerwehr

d) Aufgabe des Wohnsitzes oder des ständigen Aufenthaltes in der Gemeinde

bei Angehörigen der Einsatzabteilung

e) Wegfall de  regelmäßigen Ver ügbarkeit bei Doppelmitgliedern

f) Ausschluss.

(2) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr endet für die Mitglieder der

Kinderfeuerwehr darüber hinaus

a) mit der Auflösung der Kinderfeuerwehr

b) mit der nach Vollendung des zehnten Lebensjahres möglichen Übernahme als

Mitglied der Jugendfeuerwehr, spätestens jedoch mit Vollendung des 12.
Lebensjahres.

(3) Die Mitgliedschaft in der Freiwilligen Fe erwehr endet für die Mitglieder der

Jugendfeuerwehr über Absatz 1 hinaus

a) mit der Auflösung der Jugendfeuerwehr

b) mit der nach Vollendung des 16. Lebensjahres möglichen Übernahme als

Angehöriger der Einsatzabteilung, spätestens jedoch mit Vollendung des 18.

Lebensjahres.
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(4) Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr kann mit einer Frist von einem Monat zum

Vierteljahresende erfolgen; der Austritt ist gegenüber der Ortsfeuerwehr spätestens

einen Monat vor dem Vierteljahresende schriftlich zu erklären.

(5) Angehörige der Einsatzabteilung sind aus der Einsatzabteilung zu entlassen, wenn sie

sich in der Probezeit nicht bewähren oder gesundheitlich nicht mehr geeignet sind. Sie

können in eine andere Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr übernommen werden,

we n sie die Voraussetzungen für eine Zugehörigkeit zu dieser Abteilung erfüllen.

(6) Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr können aus der Freiwilligen Feuerwehr

ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt

insbesondere dann vor, wenn ein Mit lied:

1. wiederholt seine Pflicht zur Teilnahme am Einsatz- und Ausbildungsdienst verletzt

2. wiederholt fachliche Weisungen der Vorgesetzten nicht befolgt

3. die Gemeinschaft innerhalb der Feuerwehr durch sein Verhalten erheblich stört

4. das Ansehen der Feuerwehr geschädigt hat

5. rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr verurteilt worden ist

6. innerhalb oder außerhalb der Freiwilligen Feue wehr durch Äußerungen oder

tatsächliche Handlungen zu erkennen gibt, dass er die freiheitlich demokratische

Grundordnung nicht anerkennt.

(7) Über die Einleitung eines Verfahrens zum Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr

beschließt das Ortskommando. Das Verwaltungsverfahren wird durch die

Samtgemeinde geführt. Vor der Entscheidung über den Ausschluss aus der Freiwilligen

Feuerwehr ist dem Gemeindekommando und der oder dem Betroffenen Gelegenheit zur

Stellungnahme zu geben. Die Ausschlussverfügung wird von der Samtgemeinde

erlassen.

(8) Angehörige der Einsatzabteilung und Mitglieder der Kinder- oder Jugendfeuerwehr

können, wenn gegen sie ein Ausschlussverfahren eingeleitet wurde, von der

Ortsbrandmeisterin oder dem Ortsbrandmeister bis zur Entscheidung über den

Ausschluss suspendiert werden.

(9) Die Beendigung der Mitgliedschaft eines Angehörigen der Einsatzabteilung hat die

Ortsfeuerwehr über die Gemeindebrandmeisterin oder den Gemeindebrandmeister der

Samtgemeinde schriftlich anzuzeigen.

(10) Im Falle des Ausscheidens eines Mitgliedes der Freiwilligen Feuerwehr sind innerhalb

einer Woche Dienstkleidung, Dienstausweis, Ausrüstungsgegenstände und alle

sonstigen zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellten Gegenstände bei der

Ortsfeuerwehr abzugeben. Die Ortsfeuerwehr best tigt dem ausscheidenden Mitglied
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den Empfang der zurückgegebenen Gegenstände und händigt ihm eine Bescheinigung

über die Dauer der Mitgliedschaft und den Dienstgrad aus.

(11) Werden zu Dienstzwecken zur Verfügung gestellte Gegenstände nach Absatz 10 Satz 1

von dem ausgeschiedenen Mitglied trotz schriftlicher Aufforderung nicht

zurückgegeben, kann die Samtgemeinde den Ersatz des entstandenen Schadens bis zur

Höhe der Wiederbeschaffungskosten verlangen.

§ 18 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung t itt am Tage der Veröffentlichung in Kra t.

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für die Freiwillige Feuerwehr in der

Samtgemeinde Boffzen vom 27.03.1979 außer Kraft.

Boffzen, den 12.07.2016

S a m t g e m e i n d e B o f f z e n

Der Samtgemeindebürgermeister

L. S.

Uwe König
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Grundsätze über die
Organisation der Kinderfeuerwehr

in den Ortsfeuerwehren der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Boffzen

Gemäß § 11 der Organisationssatzung der Freiwilligen Feuerwehr in der Samtgemeinde
Boffzen vorn 12.07.2016 werden nachstehende Grundsätze erlassen:

§1
Organisation

Kinderfeuerwehren sind Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Boffzen.
Sie unterstehen der Aufsicht der Ortsbrandmeisterin / des Ortsbrandmeisters der Ortswehr,
der sie zugeordnet ist.

§2
Aufgaben und Ziele

(1) Aufgaben und Zi l  d r Kinderfeuerwehr sind insbesondere

• Spielerische Vorbereitung auf die Mitgliedschaft in der Jugendfeuerwehr
q Erziehung der Mitglieder zur Nächstenhilfe

• Erziehung zur Gruppen- und Teamfähigkeit

Zur Erfüllung der vorgenannten Aufgaben und Ziele gehören insbesondere folgende
Aktivitäten:

• Spiel und Sport
• Basteln

• Informationsveranstaltungen (z.B. Besuch von Feuerwehren, Feuerwehrmuseen)
• Brandschutzerziehung

• Verkehrserziehung
• Gesundheitserziehung
© Umweltschutz

Gegen spielerisches Heranführen an Tätigkeiten, z. B. mit der Kübelspritze, ist nichts
einzuwenden. Auch kann beispielsweise das Erlernen von der in der Feuerwehr üblichen
Knoten und Stichen  ermittelt werden.

Im Rahmen der Arbeit der Kinderfeuerwehren dürfen insbesondere nicht durchgeführt
werden:

• Handlungen, bei denen Kinder durch gesundheitsgefährdende Einflüsse (z. B. Wärme,
Kälte , Nässe, Druck, Lasten) gefährdet werden können.

• Feuerwehrtechnische Ausbildung an und mit Fahrzeugen und Geräten der Feuerwehr

(2) Bei der Arbeit in der Kinderfeuerwehr ist die Leistungsfähigkeit des einzelnen Kindes zu
berücksichtigen. Auf die Einhaltung der einschlägigen Unfall erhütungsvorschriften ist
besonders zu achten.
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(3) Die Kinderfeuerwehr gestaltet ihre jugendpflegerische Arbeit nach den Richtlinien für
die öffentliche Anerkennung von Trägern der Jugendarbeit - RdErl. Des MK vom
01.12.1989 (Nds. MBI S.188) in der jeweils gültigen Fassung sowie dem Gesetz zur
Neuordnung des Kinder- und Jugendrechts, dem Jugendförderungsgesetz und dem
Jugendschutzgesetz.

(4) Die Kinderfeue wehr führt ihren Dienst getrennt vom Dienst der Jugendfeuerwehr
durch.

§3
Mitgliedschaft

(1) In die Kinderfeuerwehr können Kinder aus der Samtgemeinde Boffzen, die das sechste
Lebensjahr vollendet haben, auf Vorschlag der Leiterin / des Leiters der
Kinde feuerwehr nach schriftlichem Antrag der Erziehungsberechtigten
aufgenommen werden. Die Entscheidung über die Aufnahme trifft die Leiterin / der
Leiter der Kinderfeuerwehr; die Zustimmung der Ortsbrandmeisterin / des
Ortsbrandmeisters ist einzuholen.

(2) Die Mitgliedschaft in der Kinderf uerwehr  ndet
1. durch Übertritt in die Jugendfeue wehr ab dem 10.Lebensjahr. Gegen ein

weiteres Mitwirken in der Kinderfeuerwehr ist nichts einzuwenden.
2. mit Vollendung des 12.Lebensjahres
3. durch Austritt
4. durch Aufgabe des Wohnsitzes in der Samtgemeinde Boffzen
5. durch Ausschluss
6. durch Auflösung der Kinderfeuerwehr

§4
Rechte und Pflichten

(1) Jedes Mitglied der Kinderfeuerwehr hat das Recht
• bei der Gestaltung der Jugendarbeit aktiv mitzuwirken
• in eigener Sache gehört zu werden

(2) Jedes Mitglied übernimmt freiwillig die Verpflichtung
• an Dienststunden und Veranstaltungen regelmäßig, pünktlich und aktiv teilzunehmen

• die im Rahmen dieser Grundsätze gegebenen Anordnungen zu befolgen
• die Kameradschaft zu pflegen und zu fördern

§5
Leitung der Kinderfeuerwehr

(1) Die Ortsbrandmeisterin / der Ortsbrandmeister beauftragt nach Anhörung des
Ortskommandos ein Feuerwehrmitglied mit der Leitung der Kinderfeuerwehr für einen
Zeitraum von 3 Jahren. Das Feuerwehrmitglied sollte über eine Ausbildung als
Jugendleiterin / Jugendleiter verfügen und persönlich und fachlich für die Arbeit mit
Kindern geeignet sein. Diese Aufgabe darf nicht die Jugendfeuerwehrwartin / der
Jugendfeuerwehrwart übernehmen.
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(2) Das mit der Leitung der Kinderfeuerwehr beauftragte Feuerwehrmitglied ist nach
Maßgabe dieserGrundsätze insbesondere zuständig für

• Aufstellung eines Dienstplanes

• Planung und Durchführung der dienstlichen Veranstaltungen

• Erledigung der laufenden Verwaltungsarbeiten

• Zusammenarbeit mit der Jugendfeuerwehrwartin / dem Jugendfeuerwehrwart

• Zusammenarbeit mit der Ortsbrandmeisterin / dem Ortsbrandmeister / dem
Ortkommando

(3) Das mit der Leitung der Kinderfeuerwehr beauftragte Feuerwehrmitglied nimmt an den
Ortskommando-Sitzungen mit beratender Stimme teil.

§6
Sprecherin / Sprecher der Kinderfeuerwehr

Die Mitglieder der Kinderfeuerwehr können aus ihrer Mitte für die Dauer eines Jahres eine
Sprecherin oder einen Sprecher wählen, deren / dessen Auf abe es ist, die Belange der
Mitglieder der Kinderfeuerwehr gegenüber der Leitung der Kinderfeuerwehr zu vertreten.

§7
Bekleidung

Eine einheitliche Oberbekleidung (z. B. T-Shirt) wird begrüßt. Eine Bekleidungsvorschrift
besteht nicht. Die Dienstkleidung der Mitglieder der Jugendfeuerwehr / der Freiwilligen
Feuerwehr darf nicht getragen werden.

§8
Schlussbestimmungen

Diese Grundsätze über die Organisation der Kinderfeuerwehr in den Ortsfeuerwehren der
Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Boffzen wurde am 12.07.2016 vom Rat der
Samtgemeinde Boffzen beschlossen und ist Bestandteil der Organisationssatzung der
Freiwilligen Feuerwehr in der Samtgemeinde Boffzen.

Die Grundsätze über die Organisation der Kinderfeuerwehr in den Ortsfeuerwehren der
Freiwilligen Feuerwehr der Samtgemeinde Boffzen vom 29.09.2009 tritt außer Kraft.

Boffzen, 12.07.2016

Samtgemeinde Boffzen

Der Samtgemeindebürgermeister

L. S.

Uwe König
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Satz ng über die Erhebun  vo  Gebühren für Dienst- und Sachleist ngen der
Freiwilligen Feuer ehr der Samtgemeinde Boffzen außerhalb der unentgel lich zu

erfüllenden Pflichtaufgaben

Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalve fassungsgesetzes in der Fassung
vom 17.12.2010, zuletzt geändert am 22.10.2014, des § 29 des Niedersächsischen Gesetzes
über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren (Niedersächsisches
Brandschutzgesetz - NB andSchG) in der Fassung vom 18.07.2012, zuletzt geändert am
12.12.2012, der §§ 2 und 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes in der
Fassung vom 23.01.2007, zuletzt geändert am 18.07.2012, hat der Rat der Samtgemeinde
Boffzen in seiner Sitzung am 12.07.2016 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 All emeines

Für Einsätze und Leistungen der Feuerwehr außerhalb der unentgeltlich zu erfüllen en
Pflichtaufgaben werden Gebühren nach § 29 Abs. 2 und 5 NBrandSchG nach Maßgabe
dieser Satzung erhoben. Die öffentliche Einrichtung Feuerwehr der Samtgemeinde wird
durch die Feuerwehrsatzung vom festgelegt.

§ 2 Gebührenpflichti e Einsätze  nd Leistungen der Feuerwehr

(1) Nach § 29 Abs. 2 und 5 NBrandSchG werden Gebühren erhoben für

1. Einsätze nach § 29 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG, die vorsätzlich oder grob
fahrlässig verursacht worden sind,

2. andere als in § 29 Abs. 1 Satz 1 NBrandSchG genannten Einsätze, die dem
abwehrenden Brandschutz oder der Hilfeleistung dienen,

3. freiwillige Einsätze,
4. die Stellung einer Brandsicherheitswache,
5. durch Brandmeldeanlagen ausgelöste Einsätze, ohne dass ein Brand Vorgelegen

hat.

Zu den freiwilligen Einsätzen nach Nr. 3 gehören insbesondere:

a) Beseitigung von Ölschäden und sonstigen umweltgefährdenden oder gefährlichen
Stoffen,

b) Türöffnung bei Gebäuden, Wohnungen, Aufzügen etc.,
c) zeitweise Überlassung von Fahrzeugen, Lösch-, Rettungs-, Beleuchtungs- und

sonstigen Hilfsgeräten,
d) Einfangen von Tieren,
e) Auspumpen von Räumen, z.B. Kellern,
f) Mitwirkung bei Räum- und Aufräumarbeiten,
g) Absicherung von Gebäuden und Gebäudeteilen,
h) Lieferung von Brauchwasser

i) Gestellung von Feuerwehrk äften und evtl, weiterem technischen Gerät in
anderen Fällen.

(2) Soweit für Einsätze nach Abs. 1 Kostenersatz nach § 30 Abs. 1 Satz 2 NBrandSchG
zu leisten ist, wird dieser neben der Gebühr erhoben.
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§ 3 Gebührenschuld er

(1) Die Gebührenschuldnenn bzw. der Gebührenschuldner bei Leistungen nach § 2 dieser
Satzung bestimmt sich nach § 29 Abs. 4 NBrandSchG. Bei Einsätzen, die durch eine
B andmeldeanlage ausgelöst wurden, ohne dass ein Brand Vorgelegen hat, bestimmt
sich die Gebührenschuldnerin bzw. der Gebührenschuldner nach § 29 Abs. 5
NBrandSchG.

(2) Personen, die nebeneinander dieselbe Gebühr schulden, sind Gesamtschuldne .

§ 4 Gebühre tarif und -höhe

(1) Gebühren werden nach Maßgabe des als Anlage beigefügten Gebührentarifes erhoben.
Die Anlage ist Bestandteil der Satzung. Soweit Leistungen der Umsatzsteuer
unterliegen, tritt zu den im Gebührentarif festgesetzten Gebühren die Umsatzsteuer in
der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten  öhe hinzu.

(2) Bei der Berechnung gilt, sofern nicht feste Beträge fcstgelegt sind, jede angefangene
halbe Stunde erst ab der 5. Minute als halbe Stunde und volle Stunden gelten erst ab
der 35. Minute als volle Stunden. Als Mindestbetrag wird die Gebühr für eine halbe
Stunde erhoben. Maßgeblich für die Gebührenberechnung ist der Zeitraum vom
Ausrücken der Feuerwehr aus dem Feuerwehrhaus zum Einsatz bis zum Einrücken
nach Einsatzende.

(3) Die Gebühr wird bei offensichtlich unnötig hohem Einsatz an Personal, Fahrzeugen
und Geräten auf de  Grundlage der für die Leistungserbringung erforderlichen
Einsatzkosten berechnet.

§ 5 Entstehe  der Gebührenpflicht und -schuld

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ausrücken der Feuerwehr aus dem
Feuerwehrhaus bzw. mit der Überlassung der Geräte / Verbrauchsmaterialien /
verbindlichen Anmeldung. Dies gilt auch dann, wenn nach dem Ausrücken von
Feuerwehrkräften der Gebührenpflichtige auf die Leistung verzichtet oder sonstige
Umstände die Leistung unmöglich machen, soweit die Unmöglichkeit nicht von
Angehörigen der Feuerwehr zu vertreten ist.

(2) Die Gebührenschuld entsteht mit dem Eimücken der Feuerwehr in das Feuerwehrhaus
bzw. mit der Rückgabe der Geräte.

§ 6 Veranlagun , Fälligkeit und Beitreibung

(1) Die Gebühr wird du ch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe fällig, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird.

(2) Abschläge auf die endgültig zu erwartende Gebührenschuld können im Einzelfall vor
der Leistungse bringung gefordert werden. Die Höhe des Abschlags bemisst sich
nach der im Einzelfall in Anspruch zu nehmenden Leistung, hilfsweise nach der
Inanspruchnahme in vergleichbaren Fällen.

(3) Die Gebühr wird im Verwaltungszwangsverfahren nach dem Niedersächsischen
Verwaltungsvollstreckungsgesetz vollstreckt.
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§ 7 Haftung

Die Samtgemeinde haftet nicht für Personen- und Sachschäden, die durch die Benutzung von
zeitweise überlassenen Fahrzeugen ode  Geräten entstehen, wenn und soweit die
Angehörigen der Feue wehr diese nicht selbst bedienen.

§ 8 I kr fttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.

(2) Am gleichen Tage tritt die Feuerwehr-Gebührensatzung der Samtgemeinde Boffzen
vom 11.03.2002 auße  Kraft.

Boffzen, den 12.07.2016

S a m t g e   e i n d e B o f f e n

Der Samtgemeindebürgermeister

L. S.

Uwe König

Anlage:
Gebührentarif
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Anlage

Gebühre tarif zur Satzun  über die Erhebun  von Gebühren für Dienst- und
Sachleistungen der Freiwilligen Feuer ehr der Samtgemeinde Boffze  außerhalb der

unentgeltlich zu erfüllenden Pflichtaufgaben

Der Gebührenta if erhält folgende Fassung:

Gebühren
Stunde/Euro

Gebühren- Gebührentatbestand
Ziffer

I. Personalcinsatz

1.1 je Angehöriger der Freiw. Feuerwehr 28,-

II. Einsatz von Fahrzeugen

2.0 Einsatzleitwagen (ELW) 35,-
2.1 Mannschaftstransportwa en (MTW) 80,-
2.2 Hilfeleistungsfahrzeug (FILF) 180,-
2.3 Tanklöschfahrzeug (TLF) 200,-
2.4 Gerätewagen Öl (GW-Öl) 40,-
2.5 Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF-W) 900,-

III. Verbranehsmaterial

Verbrauchsmaterial und Kleinteile (wie z.B.
Schrauben, Trennscheiben, Sauerstoff, Betriebsstoffe,
Öle, Filter, Verbandsmaterial, Schaumlöschmittel,
Ölbindemittel u.ä.) wird nach dem Verbrauch zu den
jeweiligen Wiederbeschaffungspreisen (Selbstkosten)
zzgl. der gesetzlichen Mehrwertsteuer berechnet.
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Haushaltssatzung
des Zweckverbandes Nat rpark Sollin -Vogler

für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des § 58 Abs. 1 Ziff. 9 des Nieders. Kommunalverfassungsgesetzes in Ve bindung mit
§ 3 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 de  Verordnung über die Verwaltung gemeindefreier Gebiete vom
15. Juli 1958 (Nieders. GVB1. Sb I S. 174) wird gemäß Beschluss der Zweckverbandsversamm¬
lung vom 15.03.2016 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§i
H  shaltsvolumen

(1) Der Haushaltspla  für das Haushaltsjahr 2016 wird

im Er ebnishaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

der ordentlichen Erträge auf 457.400 €
der ordentlichen Aufwendungen auf 471.200 €

der außerordentlichen Erträge auf 0 €
der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 €

im Finanzhaushalt
mit dem jeweiligen Gesamtbetrag

der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 428.800 €
der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 436.600 €

der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 3.700 €
der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 9.700 €

der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 €
der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 0 €

festgesetzt.
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§2
Kredite

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht
veranschlagt.

§3
Verpfliclit ii sermäcliti imgeii

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§4
Liq i itätskredite

Liquiditätskredite werden nicht beansprucht.

§5
Verbandsuml ge

Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2016 wird auf 120.000,-€ festgesetzt.

Entsprechend dem Beteiligungsverhältnis sind hiervon jeweils 50 % von den
Landkreisen Holzminden und Northeim zu leisten.

Neuhaus, 15.03.2016

Zweckverband Naturpark Solling-Vogler

gez. Schürzeber  gez. Hapke

(Landrätin Schürzeberg) (Hapke)

Vorsitzende der Verbandsversammlung Geschäftsführer
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Zweckverband Naturpark Solling-Vogler

Bekanntm chung

Die Haushaltssatzung 2016 des Zweckverbandes Naturpark Solling-Vogler wurde in
der 43. Verbandsversammlung am 15.03.2016 beschlossen. Sie hat beim
Niedersächsischen Ministerium für Inneres und Sport Vorgelegen. Bedenken wurden
laut Schreiben vom 10.06.2016 nicht erhoben.

Die Ve öffentlichungen erfolgen in den Amtsblättern des Landkreises Northeim und
des Landkreises Holzminden jeweils am 15.07.2016.

Die Haushaltssatzung 2016 liegt gemäß § 114 Abs. 2 S 3 NKomVG mit dem
Haushaltsplan in der Zeit vom 18.07. bis einschließlich zum 26.07.2016 in der
Geschäftsstelle des Naturparks Solling-Vogler, Wildpark 1, 37603 Holzminden OT
Neuhaus, aus.

gez. Schürzeberg gez. Hapke

Landrätin Schürzeberg K. Hapke
Verbandsvorsitzende Geschäftsführer
Zweckverband Naturpark Solling-Vogler Zweckverband Naturpark Solling-Vogler

Holzminden/Neuhaus, 11.07.2016
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2. NACHTRAGSSATZUNG

zur Satzung des Flecken Lauenförde
über Auslagenersatz und Aufwandsentschädigung vom 13.11.2001

Aufgrund der §§ 10; 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
16. Dezember 2013 (Nds. GVBI. S. 307) hat der Rat des Flecken Lauenförde in seiner Sitzung am
23.06.2016 folgende 2. Nachtragssatzung beschlossen:

§4
Aufwandsentschädigungen

1) Die ehrenamtlich Tätigen erhalten folgende monatliche Aufwandentschädigungen, und zwar:

c) die/ er Beauftrage für die Grüngutsammelstelle 100,00 EUR

Folgender Absatz wird gestrichen:

4) Die ehrenamtlich Tätigen erhalten jeweils für die Monate April, September und Oktober
folgende Aufwandsentschädigung, und zwar:

a) Aufsichtsperson für die „Stationäre Sammlung  für Ast- und Strauchschnitt

50,00 EUR"

Diese 2. Nachtragssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Lauenförde, 23.06.2016


